
Bundessozialgericht

—1 RA44/78 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

...o...o.......e...!.......oo....oooonoocooooonoooono.-......

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

o....co..noooooun.........out.-o......obo.‘ol...vootlilcoovot

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 50. Mai 1978 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 24. Dezember 4977

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

- 2 ,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _

Lai1'__n_i_e_a

I

Die Beteiligten streiten um die Höhe des dem Kläger ab

4. Januar 4975 zustehenden Übergangsgeldes.

Der Kläger war bis Ende Oktober 4974 als Baustoffprüfer

tätig. Im Durchschnitt der Monate Juli bis September 4974

betrugen sein Bruttoarbeitsentgelt DM 2.585,70 und sein

Nettoentgelt DM 4.879,04 monatlich. Vom 29. Oktober 4974

an wurde er beim Berufsförderungswerk Heidelberg zum

graduierten Ingenieur der Fachrichtung Architektur umge—

schult. Von diesem Zeitpunkt an bewilligte ihm die Be—

klagte ein nach dem entgangenen regelmäßigen Nettoentgelt

bemessenes Übergangsgeld von kalendertäglich DM 62,65.

Zwecks Neuberechnung des Übergangsgeldes gemäß Art 42

des Einführungsgesetzes zum Einkommensteuerreformgesetz

(EG—EStRG) vom 24. Dezember 4974 (BGBl I S. 5656) er-
forderte die Beklagte vom Kläger mit Formularschreiben

vom 27. Februar 4975 die Vorlage eines Auszuges aus der

Steuerkarte für das Jahr 4975. Dem Kläger wurde daraufhin

vom Finanzamt Stuttgart II am 4. April 4975 eine Lohn-

steuerkarte ausgestellt und darauf ein auf die Zeit vom
4. Mai bis 54. Dezember 4975 mit monatlich DM 805,——

verteilter steuerfreier Jahresbetrag von DM 6.459,--

eingetragen.

Unter Außerachtlassung dieses Freibetrages errechnete

die Beklagte für die Zeit ab 4. Januar 4975 ein regel—

mäßiges Nettoentgelt von DM 4.759,78 monatlich und

daraus ein Ubergangsgeld von DM 58,66 kalendertäglich.
Durch Bescheid vom 46. Juni 4975 teilte sie dem Kläger

mit, daß es bei der Zahlung des bisherigen (höheren)
Betrages bleibe. Der Widerspruch, mit welchem sich

der Kläger gegen die Nichtberücksichtigung des Frei-

betrages wandte, wurde zurückgewiésen (Widerspruchs—
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bescheid vom 24. Oktober 4975). Mit Bescheid vom 50. Oktober

4975 paßte die Beklagte das Übergangsgeld für die Zeit ab
4. Oktober 4975 gemäß 5 48c des Angestelltenversicherungs—
gesetzes (AVG) an; es betrug nunmehr DM 69,58 kalender—

täglich.

Mit Urteil vom 4. März 4976 hat das Sozialgericht (SG)

Stuttgart die Klage auf Abänderung des Bescheides vom
46. Juni 4975 in der Fassung (idF) des Widerspruchsbe-
scheides vom 24. Oktober 4975 abgewiesen. Hiergegen hat

der Kläger Berufung eingelegt. Im Verlaufe des Berufungs—

verfahrens hat die Beklagte das Übergangsgeld mit Wirkung
ab 4. Oktober 4976 erneut auf nunmehr DM 77,25 kalender-
täglich angepaßt (Bescheid vom 4. September 4976)-

Durch Urteil vom 24. Dezember 4977 hat das Landessozial—

gericht (LSG) BadeneWürttemberg das Urteil des SG vom
4. März 4976 aufgehoben, die Bescheide vom 46. Juni 4975
(in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24. Oktober
4975), 50. Oktober 4975 und 4. September 4976 abgeändert
und die Beklagte verurteilt, dem Kläger unter Berück-

sichtigung des Lohnsteuerfreibetrages für das Jahr 4975
höheres Übergangsgeld zu gewähren; es hat die Revision

zugelassen. Zur Begründung hat es ausgeführt:

Entgegen der Auffassung der Beklagten könnten bei der
Neuberechnung des Übergangsgeldes nicht nur die am Stich—

tag (4. Januar 4975) vorliegenden Verhältnisse und die
Lohnsteuerkarte nur in der Weise, wie sie gerade an diesem

Tag ausgestellt gewesen sei, berücksichtigt werden. Viel—

mehr entspreche es sowohl dem Zweck des Art 42 EG-EStRG

als auch dem berechtigten Anliegen des Versicherungs—

trägers nach einer raschen und möglichst unkomplizierten

Neuberechnung am besten, alle, aber auch nur diejenigen

tatsächlichen Verhältnisse des Versicherten zu berück—

sichtigen, die bei der (ersten) Neuberechnung durch den
Versicherungsträger in der Lohnsteuerkarte 4975 eingetragen

seien und sich nach steuerrechtlichen Vorschriften auf das

ganze Steuerjahr bezögen. Das sei bei Freibeträgen der Fall;
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5 59a Abs 2 des Einkommensteuergesetzes sehe deren Verteilung

auf das ganze Jahr vor. Eine Berücksichtigung nur der bereits

am 1. Januar 1975 eingetragenen Freibeträge finde hingegen

im Gesetz keine Stütze und führe zu einer vom Gesetzgeber

nicht gewollten Benachteiligung des Klägers. Änderungen

der Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte in der Zeit nach

der erstmaligen Berechnung des Übergangsgeldes aufgrund

des Art 42 EG-EStBG rechtfertigten eine Neuberechnung der

Leistung allerdings nicht.

Mit ihrer Revision rügt die Beklagte eine Verletzung des

Art 42 EG-EStRG. Für die Berechnung des Übergangsgeldes

nach dieser Vorschrift könne nur darauf abgestellt werden,

was steuerlich für den Kläger am 1. Januar 1975 gegolten

habe. Der zu seinen Gunsten eingetragene Freibetrag habe

jedoch erst für die Zeit und mit Wirkung ab 1. Mai 1975

gegolten. Auf die Gründe für den verspäteten Antrag auf

Lohnsteuerermäßigung komme es nicht an. Ebenso sei der

Zeitpunkt der Neuberechnung des Übergangsgeldes unerheb—

lich. Ihre - der Beklagten - Auffassung werde durch

das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 10. Mai 1977

— 11 RA 80/76 - und durch weitere Entscheidungen des BSG

in ähnlich gelagerten Fällen gestützt.

Die Beklagte beantragt sinngemäß,

das Urteil des Landessozialgerichts Badene

Württemberg vom 21. Dezember 1977 aufzuheben,

die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts Stuttgart vom 4. März 1976

zurückzuweisen und die Klage wegen des Bescheides

vom 1. September 1976 abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und die
dagegen vorgebrachten Einwände der Beklagten für unbegründet.
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Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Ent—

scheidung ohne mündliche Verhandlung gemäß 5 124 Abs 2
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erklärt.

II

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist

zulässig und im Sinne einer Zurückverweisung des Rechts—

streits an das Berufungsgericht begründet.

Das LSG hat die Beklagte dem Grunde nach zu Recht für

verpflichtet gehalten, bei der Neuberechnung des Übergangs-

geldes des Klägers den Lohnsteuerfreibetrag für das Jahr

1975 zu berücksichtigen. Dies allein trägt aber die Ver-

urteilung der Beklagten zur Gewährung eines höheren Über—

gangsgeldes nicht.

Rechtsgrundlage für die Neuberechnung des Übergangsgeldes

ist Art 42 EG—EStRG. Hiernach wird, wenn Krankengeld oder

Übergangsgeld in Höhe des Nettoentgeltes für eine Zeit

nach dem 28. Februar 1975 zu zahlen ist und der Bemessungs—

zeitraum ganz oder teilweise in der Zeit vor dem 1. Januar

1975 liegt, das regelmäßige kalendertägliche Nettoarbeits-
entgelt neu berechnet. Die Neuberechnung wird vorgenommen,

indem das regelmäßige kalendertägliche Bruttoarbeitsentgelt
(Regellohn) um die gesetzlichen Lohnabzüge vermindert wird,

die nach dem am 1. Januar 1975 geltenden Recht und der Lohn-
steuerkarte für das Kalenderjahr 1975 in Betracht kommen

würden. Führt die Neuberechnung zu einem höheren Kranken-
geld oder Übergangsgeld, so ist dieses vom Leistungsbeginn‚

frühestens vom 1. Januar 1975 an, zu zahlen.

Die Voraussetzungen des.Art 42 Satz 1 EG—EStRG für eine

Neuberechnung des Übergangsgeldes ab 1. Januar 1975 sind
erfüllt. Dies ist unter den Beteiligten nicht streitig.

Streitig ist‚ ob der auf der Lohnsteuerkarte des Klägers

mit Wirkung ab 1. Mai 1975 eingetragene Freibetrag von ins—
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gesamt DM 6.459,-— für das Kalenderjahr 4975 bei der Berechnung

des Nettoarbeitsentgelts zu berücksichtigen ist. Das ist ent-

gegen der Meinung der Beklagten der Fall.

Nach Ansicht der Beklagten kann nur der Freibetrag berück—

sichtigt werden, der mit Wirkung ab 4. Januar 4975 in die

Lohnsteuerkarte eingetragen worden ist. Diese Ansicht ist

schon mit dem Wortlaut des Gesetzes nicht in Einklang zu
bringen. Nach Art 42 Satz 2 EG-EStRG ist der Regellohn

einmal um die nach dem am 4. Januar 4975 geltenden Recht

und zum anderen um die nach der Lohnsteuerkarte für das

Kalenderjahr 4975 in Betracht kommenden Lohnabzüge zu
mindern. Der Gesetzgeber hat damit für die in Betracht

kommenden Lohnabzüge zwei unterschiedliche Zeitbestimmungen

getroffen und voneinander abgegrenzt. Für die allein auf

dem geltenden Recht und nicht zugleich auf Eintragungen

in der Lohnsteuerkarte beruhenden Lohnabzüge ist der

4. Januar 4975 maßgebend. Allenfalls insoweit kann es sich —

was hier nicht abschließend entschieden zu werden braucht —

um eine Stichtagsregelung des Inhaltes handeln, daß Rechts-
änderungen nach dem 4. Januar 4975 nicht zu berücksichtigen

sind. Hingegen ist ein Stichtag für die Berücksichtigung

der in der Lohnsteuerkarte eingetragenen Lohnabzüge nicht
bestimmt worden. Sie sind zur Minderung des Regellohns

heranzuziehen‚ soweit sie "für das Kalenderjahr 4975"

in Betracht kommen. Ob und unter welchen Voraussetzungen

dies der Fall ist, ist in.Art 42 EG—EStRG nicht geregelt.

Vielmehr wird mit dieser Formulierung ein Bezug zum
Steuerrecht — der schon darin zum Ausdruck kommt, daß

Art 42 EG—EStRG Bestandteil eines Steuergesetzes ist —
hergestellt. Hiernach richtet es sich, welcher Lohnabzug

nach der Lohnsteuerkarte für das Kalenderjahr 4975 in

Betracht kommt. Nach 5 59a Abs 2 Satz 5 des Einkommen-

steuergesetzes in der erstmalig für den Veranlagungszeit-

raum 4975 geltenden Fassung vom 5. September 4974 (EStG

4975; BGBl I S 2465) kann die Eintragung eines Freibetrages
iS des 5 59a Abs 4 EStG 4975 bis zum 50. November des
Kalenderjahres beantragt werden, für das die Lohnsteuer-
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karte gilt. Der Freibetrag ist ein Jahreshetrag; er ist

durch Aufteilung in.Monatsfreibeträge, erforderlichenfalls

in Wochen— oder Tagesfreibeträge jeweils auf die der Antrags-

stellung folgenden Monate des Kalenderjahres gleichmäßig

zu verteilen (% 59a Abs 2 Satz 5 EStG 4975). Lediglich der
Jahresfreibetrag, der im Monat Januar eines Kalenderjahres

beantragt wird, darf abweichend hiervon mit Wirkung vom

4. Januar des Kalenderjahres an eingetragen werden (5 59a
Abs 2 Satz 6 EStG 4975). Somit kann in die Lohnsteuerkarte
ein Freibetrag selbst dann noch eingetragen werden, wenn
dies erst am 50. November beantragt wird und der Freibetrag

damit in einer Summe auf den Monat Dezember entfällt. Grund-

sätzlich in derselben Weise kommt iS des Art 42 Satz 2 EG—

EStRG ein Freibetrag "für das Kalenderjahr 4975" in Betracht.

Dies ist nicht etwa nur dann der Fall, wenn der Freibetrag

mit Wirkung ab 4. Januar 4975 eingetragen und somit die Eine

tragung spätestens bis zum 54. Januar 4975 beantragt worden

ist. Hierin würde eine entscheidende Abweichung vom Steuer—

recht als dem vom Gesetzgeber selbst gewählten.Anknüpfungs-

punkt für die Neuberechnung des Übergangsgeldes liegen.

Sie hätte ausdrücklich geregelt werden müssen. Das ist
nicht geschehen. Darüber hinaus wäre bei einer Auslegung

des Art 42 Satz 2 EG-EStRG 18 der Auffassung der Beklagten

die gesonderte Erwähnung der nach der Lohnsteuerkarte in

Betracht kommenden Lohnabzüge überflüssig. Auch sie beruhen
auf dem ab 4. Januar 4975 geltenden Recht und hätten neben

den hiernach in Betracht kommenden Lohnabzügen nicht besonr

ders erwähnt zu werden brauchen, wenn sie zur Minderung des

Regellohns nur insoweit herangezogen werden könnten, als

sie bereits mit Wirkung ab 4. Januar 4975 in die Lohnsteuer—
karte eingetragen worden sind.

Schon nach dem Wortlaut des Art 42 Satz 2 EG—EStRG und

seinem systematischen Zusammenhang mit dem Steuerrecht

ist somit der Regellohn im Grundsatz um diejenigen Lohn—

abzüge zu mindern, denen Eintragungen in die Lohnsteuer-

karte im Verlaufe des Kalenderjahres 4975 zugrunde liegen,
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auch wenn diese Eintragungen nicht schon zum 4. Januar 4975

wirksam geworden sind. Dies entspricht auch dem Sinn und

Zweck der Vorschrift. Der Regierungsentwurf des EG—EStRG

hat vorgesehen, daß Kranken? und Übergangsgeld, welches

auf das Nettoarbeitsentgelt begrenzt ist, für Bezugszeiten

nach dem 54. Dezember 4974 auf Antrag insoweit neu zu

berechnen ist, als sich aufgrund des EStRG ein höheres

Nettoarbeitsentgelt ergibt (damals Art 37; vgl BT-Drucks
7/2722, S 22). Dies ist damit begründet worden, daß die

Nettoarbeitsentgelte nach Inkrafttreten des EStRG vor
allem bei Ledigen und Verheirateten ohne Kinder vielfach

merklich höher seien als nach bisher geltendem Einkommen,

steuerrecht und demzufolge das durch das Nettoarbeits-

entgelt begrenzte Kranken? bzw Übergangsgeld unter der

Geltung des neuen Einkommensteuerrechts höher sei als

das Kranken- und Übergangsgeld eines Leistungsbeziehers
in vergleichbarer Einkommenssituation, dessen Maßnahme

bereits vor dem 4. Januar 4975 begonnen habe. Damit den

Leistungsverbesserungen aufgrund des EStRG Rechnung ge-
tragen werden könne, der Verwaltungsaufwand aber in

Grenzen gehalten werde, sei eine Neuberechnung des

Kranken? bzw Übergangsgeldes auf Antrag vorgesehen

(aaO, S 57). Seine geltende Fassung hat Art 42 (damals

Art 57) EG—EStRGwährend der Beratungen des Gesetzent—
wurfs im Finanzausschuß erhalten (vgl BT-Drucks 7/2954,

S 45). Dadurch hat unter Beibehaltung des vom Regierungs—

entwurf verfolgten Zieles, die Entlastungen der Einkommenp

steuerreform auch an Kranke und Rehabilitanden weiterzu—

geben, die verwaltungsmäßige Durchführung der Neube-
rechnungen vereinfacht werden sollen. Auf das Antrags-

erfordernis ist zugunsten einer gleichmäßigen Behandlung

aller Berechtigten verzichtet worden (vgl BT—Drucks
7/2945, S 5 f). Den Gesetzesmotiven ist demnach nicht

zu entnehmen, daß bei der Neuberechnung des Nettoarbeits—

entgeltes lediglich die bereits mit Wirkung ab 4. Januar

4975 in die Lohnsteuerkarte eingetragenen Freibeträge

zu berücksichtigen sind. Sie stehen dieser Ansicht sogar
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entgegen. Denn in diesem Falle würde die vom Gesetzgeber

erstrebte gleichmäßige Behandlung der Berechtigten verhindert

und nur ein geringer Teil von ihnen in die Verbesserungen

durch die Reform der Einkommensteuer einbezogen. Dabei ist

zusätzlich zu bedenken: Das EG—EStRG ist in dem am

24. Dezember 4974 ausgegebenen Bundesgesetzblatt Nr 444

und damit erst eine Woche vor seinem Inkrafttreten verkündet

worden. Der Zeitraum zwischen der Verkündung des Gesetzes

und dem 54. Januar 4975 hat wenig mehr als 5 Wochen be—

tragen. Innerhalb dieses relativ kurzen Zeitraums hätten

Rehabilitanden, um auf ihrer Lohnsteuerkarte bereits mit

Wirkung ab 4. Januar 4975 Freibeträge eintragen zu lassen,

nicht nur von Art 42 EG-EStRG Kenntnis erlangen und die
Eintragung eines Freibetrages beantragen müssen (vgl

5 59a Abs 2 Satz 6 EStRG 4975). Sie hätten vielmehr — wie

dies nach den Feststellungen des LSG auch beim Kläger der
Fall gewesen ist - darüber hinaus, obgleich hierzu bis

dahin keine Veranlassung bestanden hat, erst einmal die
Ausschreibung einer Lohnsteuerkarte beantragen müssen. Denn

grundsätzlich hat die Gemeindebehörde Lohnsteuerkarten nur
für unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer

auszustellen (% 59 Abs 4 Satz 4 EStG 4975). Rehabilitanden
sind keine Arbeitnehmer. Bei dieser Sachlage hat bereits

im Zeitpunkt der Verkündung des EG-EStRG damit gerechnet

werden müssen daß bis zum 54. Januar 4975 nur ein geringer

Teil der Rehabilitanden die Ausschreibung einer Lohnsteuer-

karte und die Eintragung von Freibeträgen beantragen werden.
Dieser auch dem Gesetzgeber voraussehbaren Erkenntnis würde

es widersprechen, wenn gleichwohl gemäß der Ansicht der Be—

klagten bei der Neuberechnung des Übergangsgeldes nur die

mit Wirkung ab 4. Januar 4975 auf der Lohnsteuerkarte einge-
tragenen und somit spätestens am 54. Januar 4975 beantragten

Freibeträge berücksichtigt werden könnten. Dies würde im

Ergebnis zu einem vom Gesetzgeber gerade nicht gewollten
Ausschluß des überwiegenden Teiles der Rehabilitanden von

den Verbesserungen der ab 4. Januar 4975 eingeführten

Reform der Einkommensteuer führen.
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Nachs®inem Wortlaut, systematischen Zusammenhang, Sinn

und Zweck ist demnach Art 42 EG—EStRGdahingehend auszu-
legen, daß grundsätzlich bei der Neuberechnung des Netto—

arbeitsentgeltes die Eintragungen in der Lohnsteuerkarte

zu berücksichtigen sind, deren Vornahme im Verlaufe des
Kalenderjahres 1975 nach steuerrechtlichen Vorschriften

zulässig ist und tatsächlich erfolgt. In einer Hinsicht

muß dieser Grundsatz allerdings eine Einschränkung er—
fahren. Im Rahmen des Art 42 EG-EStRG braucht die Beklagte

nur diejenigen Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte zu

berücksichtigen, die bis zum Zeitpunkt der ersten Neube—

rechnung des Übergangsgeldes in der Zeit nach dem

1. Januar 1975_erfolgt sind. Zur abermaligen Neuberechnung

unter Berücksichtigung nachträglicher Eintragungen oder

nachträglicher Änderungen der Eintragungen auf der Lohnsteuer-
karte ist sie nicht verpflichtet. Dies würde dem vom Gesetz-
geber ebenfalls verfolgten Ziel einer Vereinfachung der

verwaltungsmäßigen Durchführung der Neuberechnungen (vgl

BT—Drucks 7/2945, S 6) widersprechen und ist auch vom
Interesse der Rehabilitanden her nicht zwingend geboten.

Diese werden im allgemeinen bis zum Zeitpunkt der Neube-

rechnung des Übergangsgeldes die Eintragung der für sie

in Betracht kommenden Freibeträge in die Lohnsteuerkarte
veranlaßt und damit die Voraussetzungen für eine Einbe—
ziehung in die Verbesserungen der Einkommensteuerreform

geschaffen haben. Dies gilt nach den Feststellungen des

LSG auch für den Kläger. Die Einzelfälle, in denen dies

ausnahmsweise nicht geschehen ist, müssen im Rahmen einer

notwendigerweise generalisierenden Betrachtungsweise und

im Interesse der Praktikabilität des Neuberechnungsver—

fahrens vernachlässigt werden.

Die Beklagte ist hiernach grundsätzlich zur Berücksich-

tigung des in die Lohnsteuerkarte des Klägers einge-

tragenen Freibetrages von DM 6.459‚—— bei der Neuberechnung

des Übergangsgeldes verpflichtet. Sie hat diese Neuberech—

nung mit Bescheid vom 16. Juni 1975 vorgenommen. Die Aus-
stellung der Lohnsteuerkarte und somit auch die Eintragung

_ qq _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ qq _

des Freibetrages sind vor dem Erlaß dieses Bescheides erfolgt.

Das angefochtene Urteil enthält keine Ausführungen darüber,

in welcher Weise die Beklagte den Freibetrag zu berücksich—
tigen hat. Das LSG hat die Beklagte ohne nähere Bestimmung

zur Gewährung höheren Übergangsgeldes unter Berücksichtigung

des Lohnsteuerfreibetrages verurteilt. Den Gründen des

Urteils ist hierzu ebenfalls nichts eindeutiges zu entnehmen.

Möglicherweise hat durch die Bezugnahme auf das Urteil des
6. Senats des LSG Baden—Württemberg vom 24. Juni 4977 —
L 6 An 941/75 - (vgl dazu Urteil des erkennenden Senats

vom 50. Mai 1978 — 4 RA 64/77 -) und auf die Möglichkeit

der mühelosen rechnerischen Verteilung des Freibetrages

"auf das ganze Jahr" (S 7 des Urteils) zum Ausdruck ge—

bracht werden sollen, daß der Freibetrag bei einer monat-
lichen Berechnung des Nettoarbeitsentgelts mit einem Zwölftel

des Jahresbetrages zu berücksichtigen ist. Dem kann vor
allem aus rechtssystematischen Gründen nicht gefolgt werden.

Art 42 EG—EStRG steht — wie bereits ausgeführt — nach

Systematik und sachlichem Inhalt in unlösbarem Zusammenhang

mit dem Steuerrecht. Er enthält keine eigenständige Regelung

über die Art der Neuberechnung des Übergangsgeldes. Vielmehr

bezieht er insofern seinen sachlichen Gehalt aus dem Steuer-

recht. Das gilt nicht nur für das materielle Steuerrecht
im engeren Sinne, sondern auch für dessen Grundsätze über

die Wirkung steuerrechtlicher Entscheidungen. Dazu gehört

ua der speziell im Lohnsteuerrecht geltende Grundsatz der

Maßgeblichkeit der Lohnsteuerkarte. Danach ist der Arbeitgeber

ua beim Lohnsteuerabzug an die Eintragungen auf der Lohn—

steuerkarte gebunden (vgl Nissen in Forkel-Kommentar zum

Einkommensteuergesetz, Stand Januar 4978, 5 59 EStG, Anm 20;

speziell zur Berücksichtigung von auf der Lohnsteuerkarte eine

getragenen Freibeträgen bei der Einbehaltung der Lohnsteuer

siehe ferner @ 59 Abs 5 Satz 2 EStG 4975). Zwar ist der
Rehabilitationsträger kein Arbeitgeber, ebensowenig wie

der Rehabilitand lohnsteuerpflichtiger Arbeitnehmer ist.

Gleichwohl gilt auch für ihre Rechtsbeziehungen der Grund—
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satz der Maßgeblichkeit der Lohnsteuerkarte. Dies folgt aus

der engen Verbindung des Art 42 EG—EStRGmit dem Steuerrecht

und ist auch vom Sinn und Zweck der Vorschrift her geboten.

Die Vorteile der am 4. Januar 4975 in Kraft gesetzten Reform

der Einkommensteuer kommen unmittelbar nur den Beziehern

steuerpflichtiger Einkünfte zugute. Ihnen sollen durch Art 42

EG-EStRG ua die Empfänger von Übergangsgeld jedenfalls par-
tiell gleichgestellt und sie damit ebenfalls in die Ver—

besserungen des neuen Einkommensteuerreohts einbezogen

werden. Diese Gleichstellung wäre nicht mehr gewährleistet,

wenn bei Empfängern von Übergangsgeld das Nettoarbeits—

entgelt ohne Bindung an die Eintragungen in der Lohnsteuer-
karte und damit nach anderen Grundsätzen als bei Beziehern

lohnsteuerpflichtiger Einkünfte berechnet werden könnte.
Schon dies gebietet eine Heranziehung des Grundsatzes der

Maßgeblichkeit der Lohnsteuerkarte auch im Rahmen des

Art 42 EG—EStRG. Das hat überdies den Vorteil der Ver—

waltungsvereinfachung für sich und vermeidet divergierende

Entscheidungen. Durch seine Bindung an die Eintragungen

durch die Finanzbehörden ist der Rehabilitationsträger
der Notwendigkeit eigener Feststellungen und Entschei—

dungen enthoben.

In die Lohnsteuerkarte des Klägers ist ein Freibetrag erst

mit Wirkung ab 4. Mai 4975 eingetragen worden. Somit muß
und darf die Beklagte für den Zeitraum vom 4. Januar bis

50. April 4975 einen Freibetrag nicht berücksichtigen.

Vielmehr hat sie für diesen Zeitraum das Übergangsgeld

lediglich unter Berücksichtigung der nach dem am 4. Januar

4975 geltenden Recht in Betracht kommenden Lohnabzüge

neu zu berechnen. Dem entspricht die Berechnung im ange-
fochtenen Bescheid vom 46. Juni 4975. Sie hat gegenüber

dem bis zum 54. Dezember 4974 gezahlten Betrag kein

höheres Übergangsgeld ergeben. Damit kann der Kläger
für die Zeit bis zum 50. April 4975 eine höhere Leistung
nicht beanspruchen. Für die Zeit ab 4. Mai 4975 hingegen

hat die Beklagte das Übergangsgeld entsprechend den
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte unter Berücksichtigung
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eines Freibetrages von insgesamt DM 6.459‚-— und monatlich

DM 805,-— zu berechnen. Ergibt sich daraus im Vergleich

zu dem bisher gezahlten Betrag ein höheres Übergangsgeld,

so ist dieses dem Kläger gemäß Art 42 Satz 5 EG-EStRG zu
zahlen. Eine entsprechende Verurteilung der Beklagten

setzt die Feststellung voraus, wie sich die Berücksichtigung

des Freibetrages von monatlich DM 805,—— ab 4. Mai 4975

auswirkt und ob sie zu einem höheren als dem bisher ge—
währten Übergangsgeld führt. Derartige Feststellungen

hat das LSG nicht getroffen. Ohne sie kann die Verurteilung

der Beklagten zur Gewährung höheren Übergangsgeldes keinen

Bestand haben. Der Rechtsstreit muß daher unter Aufhebung

des angefochtenen Urteils zwecks Nachholung der erforder—

lichen Feststellungen an das Berufungsgericht zurückverwiesen

werden (€ 170 Abs 2 Satz 2 SGG).

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
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